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In Deutschland sind Bund und Länder in 
der Verantwortung, günstige Rahmenbe-
dingungen für die Gewährleistung einer 
integrativen Forstwirtschaft zu schaffen. 
Beispielsweise gilt nach Artikel 1 des 
Bayerischen Waldgesetzes, Wälder nach-
haltig zu bewirtschaften, weil sie eine 
»besondere Bedeutung für den Schutz 
von Klima, Wasser, Luft und Boden, Tie-
ren und Pflanzen, für die Landschaft und 
den Naturhaushalt« haben. Bayern als 
waldreiches Bundesland vertritt die Län-
derebene in EU-Gremien. Es ist im Inter-
esse des Freistaats, die Vertretungsstruk-
turen in Brüssel für forstpolitische Belan-
ge zu nutzen, d.h. bei Formulierung und 
Reformierung relevanter Politiken aktiv 
zu werden und sich einzubringen – also 
mitzugestalten.

TUMProjekt identifiziert Einfluss
strategien in der EUForstpolitik
Politikbeeinflussung wird hier aus Sicht 
interessierter Akteure verstanden und 
anhand von vier Fragen zu dem »Wann«, 
»Wo«, »Wer« und »Wie« der politischen 
Einflussnahme dargestellt. Diese Strate-
gien werden häufig mit dem Engagement 
von Verbänden, sich für ihre Anliegen ein-
zusetzen – also Lobbying – gleichgesetzt, 
schließen aber auch staatliche Akteure 
mit ein. Die Einflussstrategien von staat-

lichen und nicht-staatlichen Akteuren 
kommen im institutionalisierten Rahmen, 
etwa bei öffentlichen Konsultationen oder 
in der Gremienarbeit der Europäischen 
Kommission zum Tragen, und beinhalten 
auch informelle und wenig-institutionali-
sierte Ad-hoc-Treffen und Dialoge.

Wann ist der richtige Zeitpunkt?
Grundsätzlich gilt, dass ein frühzeitiges 
Engagement in europäischen Politikpro-
zessen entscheidend für den eventuellen 
Erfolg in der Interessensvertretung ist 
(Schmedes 2008). Dies zeigt sich unter 
anderem in Analysen zu forstrelevanten 
Politiken wie der Fauna-Flora-Habitat 
Richtlinie (FFH-RL), der Holzhandels-
verordnung EUTR und der neuen Bi-
lanzierungsverordnung für Kohlenstoff-
bindung und -emissionen aus der Land-
nutzung (LULUCF) (Sotirov et al. 2017; 
Weber & Christophersen 2002). Die LU-
LUCF-VO bezieht Wälder und die Wald-
bewirtschaftung in die europäische Kli-
mapolitik mit ein.
Zentral sind die für Gesetzgebungen ty-
pischen Phasen des Agenda-Setting und 
der Politikformulierung. Sie werden von 
der Kommission bestimmt. »Am Ball 
bleiben«, »Immer das Ohr dran haben«, 
»Druck machen, wenn man rechtzeitig ge-
nug Bescheid weiß, wie die Diskussionen 

laufen, so lange sie laufen« – sind typi-
sche Äußerungen, die von verschiedenen 
Seiten geäußert wurden. Bezogen auf die 
FFH-RL wurde beispielsweise bemerkt: 
»Da sieht man, dass man frühzeitigst da-
bei sein muss, und das muss in Brüssel 
sein.«
Wenn Parlament und Rat über EU-Ge-
setzgebung beraten und entscheiden, 
liegen die Präferenzen in der Regel fest. 
Mehrheiten können sich jedoch verän-
dern. Die Abgeordneten im EU-Parla-
ment haben keinen Fraktionszwang. Hin-
zu kommt, dass bei Entscheidungen zu 
forstlich relevanten Politiken Mehrhei-
ten im Parlament und Ministerrat ohne 
die Vertreter waldreicher Länder kaum 
machbar sind. Da Parlament und Rat 
i.d.R. gemeinsam entscheiden, ist neben 
dem kontinuierlichen Kontakt zu Mitar-
beitern der Kommission auch der früh-
zeitige Austausch mit EU-Abgeordneten 
wesentlich für eine effektive Einflussnah-
me.

Wo wird EU Politik beeinflusst?
Brüssel ist der zentrale Ort für die Beein-
flussung europäischer Politik (Eising et 
al. 2017). Hier arbeitet die Kommission, 
tagt das Parlament, treffen sich die Staats- 
und Regierungschefs und die Ressortmi-
nister, hier haben europäische Verbände 
ihre Geschäftsstellen und finden die für 
das Zusammentreffen der unterschiedli-
chen Akteure relevanten Gremien- und 
Ausschusssitzungen, Konferenzen und 
sogenannte Policy-Science Dialoge statt. 
»Vor Ort« zu sein ist ein häufiges Thema 
in den Interviews und bezieht sich in der 
Regel auf Brüssel. Forstpolitische Ein-
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flussnahme kann darüber hinaus jedoch 
auch »vor Ort« in der Region und auf lo-
kaler Ebene zielführend sein. 
Beispielsweise fand im Frühjahr 2017 auf 
Initiative forstlicher Akteure in Bayern 
eine Exkursion mit hochrangigen Ver-
tretern der Kommission statt. Fragen des 
Waldnaturschutzes wurden konkretisiert 
und Lösungswege diskutiert. Vergleich-
bare Beispiele gibt es im Zusammenhang 
mit dem vom Bundesministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft (BMEL) 
geförderten Projekt INTEGRATE sowie 
aus anderen EU-Mitgliedsländern. Bei 
gemeinsamen Exkursionen wird vor Ort 
veranschaulicht, wie europäische Anfor-
derungen in die Fläche gebracht werden 
und welche Konsequenzen sich daraus 
ergeben. Dialog und Meinungsbildung 
stehen im Vordergrund – nicht das Ab-
stimmungsverhalten in spezifischen Ent-
scheidungssituationen.

Wer ist aktiv und wie?
In Brüssel sind Vertreter von Ministeri-
en und Verwaltungen, Waldbesitzer- und 
Naturschutz- bzw. Umweltverbände, au-
ßerdem Bauernverbände und die Verbän-
de der Holz- und Papierindustrie forstpo-
litisch aktiv. Generell gilt, dass europäi-
sche Dachverbände eher Gehör finden, 
wenn sie in der Lage sind, eine einheit-
liche Position innerhalb ihrer Mitglie-
derstruktur festzulegen, finanziell solide 
ausgestattet sind, professionell auftreten 

und Argumente und Positionen vorbrin-
gen, die für die Kommission und das Par-
lament relevant sind (Schmedes 2008). 
Die europäischen Bauernverbände profi-
tieren bei der Interessensvertretung von 
ihrem hohen Organisationsgrad und den 
traditionell engen Verflechtungen mit 
Landesministerien (Leibfried 2017). Um-
weltverbände haben sich als »Insider« eu-
ropäischer Politik etabliert. Empirisch 
hat sich gezeigt, dass sie im politischen 
Lobbying der Kommission erfolgrei-
cher sind, wenn sie moderate Forderun-
gen stellen und vernetzt agieren (Bunea 
2013). Am Beispiel von Umweltverbän-
den lässt sich außerdem zeigen, dass die 
Zusammenarbeit mit anderen Verbänden 
und die Bildung breiter Koalitionen die 
eigene Machtbasis vergrößern.
Seit gut 15 Jahren organisieren sich auch 
Privatwaldbesitzer und Staatsforstbetrie-
be für ihre forstpolitische Interessensar-
beit in Brüssel. Die Dachverbände CEPF 
(Confederation of European Forest Ow-
ners) und EUSTAFOR (European State 
Forest Assiciation) gelten Beobachtern 
zufolge als etabliert. Hierzu hat sicherlich 
auch das gemeinsame Dach des Forestry 
House in Brüssel beigetragen, das gegen-
über dem EU-Parlament und unweit der 
Bayerischen Vertretung in Brüssel gele-
gen ist und 2007 eröffnet wurde. Mangel-
hafte finanzielle und personelle Ressour-
cen sind jedoch nach wie vor ein Thema. 
Hinzu kommt, dass der Forstsektor in 

Brüssel tendenziell unter sich bleibt. Was 
Verhandlungsmacht demonstrieren soll, 
kommuniziert Abgrenzung gegenüber an-
deren.
Die gängige Strategie forstlicher Akteu-
re, Politik in Brüssel zu beeinflussen, 
zielt auf die in der Forschung als »Gü-
tertausch« beschriebene Praxis der Kom-
mission. Weil die Kommission daran in-
teressiert ist, Vorschläge vorzulegen, die 
machbar und durchsetzbar sind, wäh-
rend Verbände Zugang zu politischen 
Willensbildungsprozessen suchen, liegt 
laut Hartlapp et al. (2010) ein wechselsei-
tiges Interesse an Zusammenarbeit vor. 
Für diese auch als wissensbasierte Form 
der Politikbeeinflussung beschriebene 
Strategie ist die kontinuierliche Beobach-
tung der sich in Brüssel abzeichnenden 
Entwicklungen notwendig. 
In den Interviews wurden »gute Kontak-
te« – etwa zu Abgeordneten und in die 
Kommission hinein – hervorgehoben, um 
beispielsweise »mit Österreich, aber auch 
mit Frankreich einen engen Schulter-
schluss herbeizuführen« oder in die Kom-
missions-internen »Diskussionen immer 
schön einfließen lassen: aus Deutschland 
höre ich das, aus Spanien höre ich das, 
aus Frankreich höre ich das. Das wirkt 
immer sehr gut, weil die Kommission ja 
selbstverständlich die Dinge auch durch-
bekommen will, ohne großes Hin und Her 
dann später.«
Der hier beschriebene, für die Interes-
sensvertretung genutzte, direkte Kontakt 
zu EU-Institutionen vollzieht sich infor-
mell. Formal ist das Bundesministeri-
um für Ernährung und Landwirtschaft 
(BMEL) für europäische Waldpolitik zu-
ständig. Das BMEL kann Positionen in 
den entsprechenden Gremien einbringen, 
darüber mit den anderen Mitgliedstaaten 
verhandeln und abstimmen. Das Bayeri-
sche Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (StMELF) 
ist hier als Ländervertreter lediglich be-
obachtend tätig. Jedoch kann es über 
die Ausschussarbeit des Bundesrates ak-
tiv werden, dort bayerische Positionen 
zur Abstimmung einbringen und so das 
BMEL auffordern, spezifische Länderin-
teressen auf EU-Ebene zu unterstützen. 
Dem europapolitischen Agieren des 
BMEL sind enge Grenzen gesetzt. Für 
Deutschland ist das Ministerium feder-
führend für die EU-Waldstrategie und die 
Gemeinsame Agrarpolitik zuständig. Für 
andere, den Wald betreffende Politikbe-
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Projekt
Das Projekt »Europäische Forstpolitik und Forstwirtschaft: Vom 
Adressaten zum Mitgestalter von Politik« (Laufzeit: März 2017 bis 
April 2020) hat das Ziel verfolgt, Kompetenzen für europapolitische 
Prozesse im föderal strukturierten Forstpolitikfeld für die Baye-
rische Forstverwaltung zu entwickeln. Es wurde am Lehrstuhl für 
Wald- und Umweltpolitik der TU München durchgeführt. Finanziell 
gefördert wurde das Projekt aus Mitteln des Kuratoriums für forst-
liche Forschung des StMELF. 

Zusammenfassung
Die in Deutschland föderal organisierte Forstpolitik 
ist zunehmend durch europäische Politikentwick-
lungen beeinflusst. Maßnahmen aus angrenzenden 
Politikbereichen – etwa Klima, Energie und Na-
turschutz – wirken sich indirekt auf den Umgang 
mit Wäldern aus. Auf Grundlage sozial-empirischer 
Forschung zeigt der vorliegende Beitrag Strategi-
en für eine effektive Einflussnahme auf forstlich-
relevante Politikprozesse in der EU auf. Politikbe-
einflussung wird aus Sicht interessierter Akteure 
verstanden und anhand von vier Fragen zu dem 
»Wann«, »Wo«, »Wer« und »Wie« der politischen 
Einflussnahme dargestellt. Angesichts des frag-
mentierten EU-Forstpolitikfeldes kann es für die 
effektive Einflussnahme in Brüssel entscheidend 
sein, mit nicht-forstlichen Verbänden und Vertre-
tern anderer EU Mitgliedstaaten zu kooperieren. 
Forstliche Akteure in den Bundesländern und im 
Bund sind gefordert, sich intern abzustimmen und 
den forstpolitischen Föderalismus als Stärke zu 
kommunizieren.

Kooperieren, um Einfluss auszuüben:  
Mit welchen Konsequenzen?
Europäische Waldbesitzerverbände koa-
lieren typischerweise untereinander, mit 
Bauernverbänden und gegebenenfalls 
mit Verbänden der Holzindustrie. Ähn-
lich verhält es sich bei EU-Mitgliedstaa-
ten mit nennenswerter Forstwirtschaft. 
Für die Gremienarbeit und Ratssitzungen 
stimmen sie sich mit »like-minded states« 
ab. Die hierfür notwendige Kommunika-
tion nach innen hat sich verbessert, ist 
nach außen jedoch ausbaufähig.
Ist ein Handeln aufgrund politischer Ent-
wicklungen geboten, sind forstliche Ak-
teure gefordert sich abzustimmen, was 
konkret zu tun ist. In den vergangenen 
20 Jahren wurden verschiedentlich An-
strengungen unternommen, die Bund-
Länder-Koordinierung auszubauen. Die 
aktuelle EU-Ratspräsidentschaft Deutsch-
lands hat die Beteiligten veranlasst, ihre 
Zusammenarbeit zu effektivieren. Paral-
lel hat der Deutsche Forstwirtschaftsrat 
(DFWR) mit seinen Mitgliedsverbänden 
begonnen, sich intern zu koordinieren 
und europapolitische Belange auf die 
Agenda zu heben. 
Politische Einflussnahme in Brüssel er-
fordert außerdem Zusammenarbeit mit 
anderen, nicht-forstlichen Akteuren. Die 
in der EU verhandelten Politiken für Kli-
ma, Naturschutz oder Rohstoffsicherung 
schließen unterschiedliche Akteure ein. 
Aus Sicht von Beobachtern würden sich 
forstliche Akteure schwer damit tun, in 
Dialog zu treten und Lösungen für ge-
meinsame Probleme zu finden. Immer 
»Nein« sagen, sei falsch, »weil dann ge-
stalte ich nichts mehr mit. Dann bin ich 
irgendwann mal raus.« In Brüssel sei 
nicht zu rechtfertigen, dass die Interessen 
des bayerischen Privatwaldbesitzers über 
dem Schutz globaler Güter wie dem des 
Klimas oder des Naturschutzes stünden, 
weil dies dann auch für den brasiliani-
schen Soja-Bauern gelten müsse. 
Forstpolitik in Brüssel ist eine andere als 
in Berlin/Bonn oder München. Forstli-
che Akteure sind in Brüssel gefordert, 
den forstpolitischen Föderalismus als 
Stärke zu kommunizieren. Hierfür gibt es 
gute Gründe und vergleichbare Beispiele 
aus anderen Ländern. Auf lokaler und re-
gionaler Ebene werden Lösungen für glo-
bale Probleme gefunden und praktiziert. 
Mit einer an Problemlösung orientierten 
Haltung sind eigene Interessen in Brüssel 
durchsetzbar. 

reiche sind andere Ressorts federführend 
– etwa Umwelt, Wirtschaft und Finanzen. 
Da es zwischen den Ressorts immer wie-
der zu internen Differenzen kommt, ins-
besondere zwischen Landwirtschaft und 
Umwelt, sind die entsprechenden Minis-
terien auf EU-Ebene häufig gezwungen, 
sich bei Abstimmungen zu enthalten, was 
nicht nur aus Sicht von EU-Abgeordneten 
eine »Katastrophe« darstellt.

Einflussnahme in Brüssel erfordert  
Kooperation. 
Für eine effektive Vermittlung forstlicher 
Belange in Brüssel ist es wesentlich, dass 
sich die Vertreter von Verbänden, Insti-
tutionen und Organisationen vernetzen 
und strategische Allianzen bilden. Ob-
wohl die einschlägige Forschung als auch 
Erfahrungsberichte unserer Gesprächs-
partner darauf verweisen, ist die forstpo-
litische Praxis oft eine andere. Warum 
dies so ist und wie forstliche Akteure das 
Potenzial von Kooperationen besser für 
ihre europapolitischen Belange nutzen 
können, wird abschließend erläutert und 
diskutiert. 
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